
 
Berichtsantrag  
der Abg. Dr. Spies, Merz, Decker, Müller (Schwalmstadt) 
und Roth (SPD) und Fraktion 
betreffend Ausbau der Betreuungsplätze für Kinder unter 
drei Jahren 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Ausschuss für Arbeit, Familie und 
Gesundheit über den Ausbau der Betreuungsplätze zu berichten und dabei 
insbesondere auf folgende Fragen einzugehen: 
 
1. Wie hoch ist der derzeitige Bestand an Betreuungsplätzen für Kinder 

unter drei Jahren, aufgeschlüsselt nach Gebietskörperschaften und 
nach Ganztagsangeboten bzw. Betreuungsangeboten bis vier Stunden 
bzw. vier bis sechs Stunden? 

 
2. Wie stellen sich die jährlichen Ausbaustufen für dieses Betreuungsan-

gebot bis 2013 dar, aufgeschlüsselt nach Gebietskörperschaften und 
nach Ganztagsangeboten bzw. Betreuungsangeboten bis vier Stunden 
bzw. vier bis sechs Stunden? 

 
3. Wie hoch ist die derzeitige Nachfrage nach Betreuungsplätzen für 

unter 3-Jährige, aufgeschlüsselt nach Gebietskörperschaften, und mit 
welchen Methoden wurde diese ermittelt? 

 
4. Erwartet die Landesregierung eine weitere Steigerung der Nachfrage 

nach Betreuungsplätzen und wenn ja, in welchen Gebietskörperschaf-
ten und mit welcher Zahl? 

 
5. Wird die für 2013 vorgesehene Endausbaustufe von 35 v.H. in allen 

Gebietskörperschaften die Nachfrage abdecken können? 
 Wenn nein, in welchen Gebietskörperschaften wird es zu welcher 

Unterdeckung des Bedarfs kommen und mit welchen Maßnahmen 
wird die Landesregierung dagegen vorgehen? 

 
6. Hält die Landesregierung die derzeitige Finanzierung des Ausbaus 

und des Betriebs von U3-Betreuungsplätzen vor dem Hintergrund der 
Antworten auf die Fragen 1 bis 5 für ausreichend? 

 
Wiesbaden, 27. Januar 2010 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 
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